
Die EU spartbei den seüRAääuse nüssrru , die Kleinbauernkönnten das Nachsehenhaben
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Wohl dem, der groJle Felder hat: Die Direktförderung fiir Landwirte wird nach der Flöche der Höfe verteilt
- dabei hätten sie die bäuerlichen Kleinbetrtebe viel nötiger. COLLRAD

ein Riesenproblem'l prophezeit
Pix. Das ist nicht im Sinne der
grün-roten Landesregierung
und daher schrieb Landwirt-
schaftsminister AlexanderBon-
de (Grüne) in letzter Zeit einige
Briefe. An die Bundeslandwirt--schaftsministerin 

Ilse Aigner
(CSU) zum Beispiel und an Ange-
la Merkel: ,,Die Stärkung des
ländlichen Raums mit all seinen
gesellschaftlich wertvollen
Funktionen muss unverminder-
tes Ziel bleiben'i fordert er. Denn
dort geht es um mehr als Mais
und Weizen. ,,Wenn es nicht ge-
lingt, den ländlichen Raum [...]
zu stärken, werden der demogra-
fische Wandel und der ungebro-
chene Trend zur Urbanisierung
für leere landschaft en sorgen."

Rund ro Millionen Euro För-
dermittel fließen beispielsweise
jährlich in den Landkreis Lör-
rach. Ulrich Hoehler, Leiter des
Dezernats Umwelt, Baurecht
und Ländlicher Raum, sieht eine
,,handfeste Gefahr'l dass dieser
Betrag künftig nicht mehr gene-
riert werden kann. Hinzu
kommt, dass die großen Land-
wirtschaftsbetriebe, die bei-
spielsweise Mais anbauen, der-
zeit nicht auf Förderung ange-
wiesen seien, weil die Preise für
ihre Produkte hoch sind, wie
Reinhold Pix sagt: ,,Die,verdie-
nen gerade richtigviel Geld."

Die Landwirte in der Euro-
päischen Union bekommen
weniger Subventionen, das
beschloss der EU-Gipfel am
Freitag in seiner Etatpla-
nung. Den kleinen Bauern
in dbr Region droht nun,
dass sie dabei zu den großen
Verlierern werden.

KATHRIN GANTER

373 Milliarden Euro sind viel
Geld und noch immer der größte
Posten im EU-Haushalt. Aber der
Agraretat der EU von zor4 bis
zozo wird um rr Prozent gekürzt,
das beschloss der EU-Gipfel am
Freitag. In der Verteilung lässt
die EU ihren tändern Spielräu-
me. Setzt sich die Agrarindustrie
in Berlin durch, wäre das ein her-
ber Schlag für die vielen Klein-
bauern und Nebenerwerbsland-
wirte in der Region.

Die Agrarförderung basiert
auf zwei Säulen: Die erste sind
die Direktzahlungen nach Flä-
che. Wer viele Hektar Land hat,
bekommt viel davon ab. Aus der
zweiten Säule werden Aus-
gleichszahlungen für Landwirte
in benachteiligten Regionen -
wle etwa den Höhenlagen im
Schwarzwald -, Förderprogram-
me für ökologischen Landbau,
dle Pflege der Kulturlandschaft
und Investitionszuschüsse fi-
nanziert. Der Wille der EU ist es,
die Direktzahlungen für Großbe-
triebe bei 3ooooo Euro zu de-
ckeln und 3o Prozent aus diesem
Topf an Umweltmaßnahmen 2u
knüpfen: Wechsel in der Frucht-
foige, Erhalt von Dauergrünland
und ökologischen Vorrangflä-
chen, die TProzent der Betriebs-
fläche ausmachen sollen.

Doch die Deckelung der Di-
rektzahlung überlässt die EU
nun den Staaten, Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hat sich be-
reits dagegen ausgesprochen.
Und jeweils r5 Prozent können
von der einen in die andere Säule
geschoben werden. In der zwei-
ten Säule bekommt Deutsch-
Iand ohnehin weniger Geld, da
andere Länder wie Frankreich

mehr Geld ausgehandelt haben.
Würde dann noch weiteres Geld
zugunsten der Direktzahlungen
abgezogen, würde noch weniger
für kleine Betriebe in struktur-
schwachen Regionen bleiben.
Die Agrarlobby ist mächtig: Die
Hälfte aller Betriebe in der EU,

die mehr als eine halbe Million
Euro jährlich an Subventionen
erhalten, sind in Ost- und Nord-
deutschland.

,,lch verkämpfe mich im Deut-
schen Bauernverband auf eine
Verteilung auf beide Säulen'l
sagt Werner Räpple, Präsident
des Badischen Landwirtschaftli-
chen Hauptverbandes (BLHV).
Die Direktzahlungen hätten
auch für bäuerliche Betriebe ei-
ne sehr große Bedeutung, da sie
einkommenswirksam ankom-
men. Aber er würde sich Tier-
zuschläge für die Höfe in struk-
turell benachteiligten Gebieten
wünschen. Ebenso befürwortet
Räpple sinnvolle Agrar- und Um-
weltmaßnahmen, aber: ,,Nur zu
extensivieren ist auch nicht
sinnvoll, es muss auch produ-
ziert werden." AIs Verbandsver-
treter muss erversuchen, für alle
Betriebe zu sprechen. Räpple
verhehlt nicht, dass es heraus-
fordernd sei, im BLHV allen In-
teressen gerecht zu werden:
,,Aber bis ietzt ist uns die Aus-
steuerung immer gelungen."

Bis jetzt. Aber es gibt neben
dem BLHV auch andere Zusam-
menschlüsse, etwa den Bundes-
verband Deutscher Milchvieh-
halter, und die bundesweite Or-
ganisation,,Meine Landwirt-
schaft'l die für eine regionale
Landwirtschaft werben. Für Bau-
ern als Produzenten hochwerti-
ger Lebensmittel, die sich für
den Erhalt von Natur und Land-
schaft einsetzen. Und immer
mehr Verbraucher sind bereit,
für solche Lebensmittel äuch hö-
here Preise zu bezahlen. Das
Marktforschungsunternehmen .

GfK hat ermittelt, dass die Deut-
schen im vergangenen lahr 7
Milliarden Euro für Biolebens-
mittel ausgegeben haben. ,,Die

ANZEIGE

Nachfrage übersteigt das regio-
nale Bioangebot bei weitem'i
sagt Reinhold Pix, Landtagsabge-
ordneter der Grünen.,,Der Markt
wird mit ausländischer Ware ge-
sättigt." Um umzustellen auf
Bio, dafürbrauchen die Landwir-
te Förderung. ,,Wenn es da künf-
tig weniger Geld gibt, wird das
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